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Leichtmatrosen bei der Pflegeversicherung?
Reichlich polemisch verschaffte der LSAP−Abgeordnete
Lucien Lux sei nemÄrger i n Sachen Pflegeversicherung
Luft. Statt ei nes engagierten Kapitäns habe die Pflege-
versicherung ei nen "weni g i nteressierten Leichtmatro-
sen" sagte Lux i n sei ner I nterpellati on an die Adresse
von DP−Gesundheitsminister Carlo Wagner. Der LSAPler
kritisierte besonders, dass die "action concertée", ei n
Gremi um, das ei gentlich die Pflegeversicherung beglei-
ten und Maßnahmen zu i hrer Verbesserung ergreifen
soll, unter demDP−Vorsitz bisher kei n ei nzi ges Mal ei n-
berufen wurde.
Von den sechs ei ngereichten Motionen fand allerdi ngs
nur ei ne Zusti mmung bei den Abgeordneten: Diese for-
dert, die langen Bewertungsspannen zu verkürzen re-
spektive ErstantragstellerI nnen vorrangig zu behandel n.
Die Bewertung ist Voraussetzung, um überhaupt Lei-
stungen der Pflegeversicherungi n Anspruch nehmen zu
können und entscheidet zudem über Art und Höhe der
Leistungen.
Auf den wachsenden Unmut bei den Betroffenen hat der
Mi nister mit ei ner Anweisung reagiert: So gilt bei den
Auszahl ungen nun der Termi n, an demdas Gesuch ei n-
gereicht wurde. Angehöri ge von verstorbenen Antrag-
stellerI nnen erhalten rückwirkend ei n Pauschalbetrag
von 4.650 LUF ab demDatumder Anfrage.

Busunternehmer: klein bei gegeben
Ei ne Stunde hat gereicht: I mStreit umdie Schichtdauer
i m privaten Bussektor haben sich Gewerkschaften, Pa-
tronat und Regierung auf ei nen Kompromiss verstän-
di gt, der allerdi ngs noch nicht unterzeichnet wurde. Bei
ei ner Gesamtschichtdauer von nunmehr elf statt zwölf
Stunden sollen nun sieben Stunden voll entl ohnt wer-
den. Dasist ei ne Stunde mehr, als das Patronatzunächst
zugestehen wollte. Vor der Ei ni gung am vergangenen
Montag hatte der Verband der Busunternehmer (FLEAA)
die Verantwortlichen der "Ki dnappi ng−Aktion i m Bahn-
hofsviertel" (gemeint ist der Warnstreik) massiv kriti-
siert. I nsbesondere wehrte er sich gegen Vorwürfe,
durch schlechte Arbeitsbedi ngungen sei die Sicherheit
der Reisenden gefährdet. Die − gesetzlich geregelten −
Maßnahmen wie Lenk− und Ruhezeiten seien ungeachtet
der Gesamtschichtdauer für die "Lebenshygiene der
Fahrer ausreichend".
Mit i hrer Forderung, das Pensionsalter für Berufsfahre-
rI nnen auf 55 Jahre herabzusetzen, konnte sich die OG-
BL/ACAL−Delegati on auf ei nemanderen Treffen mit So-
zial mi nister Carl o Wagner nicht durchsetzen. Die Ge-
werkschaften begründen die Notwendigkeit ei ner Son-
derregel ung damit, dass viele KraftfahrerI nnen "auf-
grund katastrophaler Arbeitsbedi ngungen ernsthafte ge-
sundheitliche Schäden" davontragen würden.

Fluchtgründevon Frauen anerkennen
Ei ne europaweite Kampagne für Frauen, die Asyl anfra-
gen, hat die Europäische Frauenlobbygestartet. Die Un-
terschriftenaktion, die u.a. von der Hei nrich−Böll−Stif-
tung i n Berli n koordi niert und vom Cid−Femmes i n
Luxemburg unterstützt wird, eri nnert anlässlich des 50.
Jahrestages der UN−Fl üchtli ngskonvention an die spezi-
fischen Fl uchtgründe wei blicher Fl üchtli nge. Sie fordert
die EU auf, diesei n das geplante gemeinsame Asylrecht
zu i ntegrieren. Viele frauenspezifische Fl uchtgründe
werden i n den (zurzeit noch) nati onal organisierten
Asylverfahren kaum oder gar nicht berücksichti gt. Die
Frauenlobby nennt davon vier: kulturelle und reli gi öse
Praktiken wie die Genitalverstümmelung, Zwangsheirat
oder Mitgift. Auch sexuelle Verfol gung und gewalttäti ge
Übergriffe i m Krieg oder i m"ganz normalen Alltag" so-
wie die politische Betäti gung von Familienanghöri gen
veranlassen viele Frauen, ausi hren Herkunftsländern zu
fliehen. Lei der blei ben weitere, wichti ge Gründe uner-
wähnt: So wird Homosexualität i n ei ni gen Ländern (z. B.
Iran) mit dem Tod bestraft. Hunger resp. Armut und
fehlende Perspektiven, um die eigene Situation sowie
die der Ki nder zu verbessern, werden ebenfalls von
Frauen als Grundfür i hre Emigration genannt.
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Schlafen undschlafenlassenNachtflügestören die Ruhe
und gefährden die

Gesundheit. Gingeesnach
den betroffenen

BürgerInnen, so würdenin
der Großregion nachtsdie

Flugzeugeschlafen.

Das sei unsinnig, für den Stand-
ort Luxemburg wie für alle an-
deren.
Laurent Seghy, Sekretär des

"Collectif contreles vols de nuit
etles nuisancesaéroportuaires",
beschrieb, wie die Transportfir-
ma DSL sich auf demFlughafen
Metz−Nancy−Lorraine breitge-
macht hat: "Anfangs war es ein
Flugzeug, nunsind es sechs. Die
Region hat ihnen fast alles be-
zahlt, und will nun auchfür die
Jumbo−Jets der Cargolux die
Piste verlängern lassen." Wäh-
rend in Luxemburg ein grund-
sätzliches Nachtflugverbot
herrscht, gibt es in Frankreich
überhaupt keine zeitlichen Be-
schränkungen.
"Mit unseren Klagen sind wir

teilweise gescheitert. Derzeit
sind auf dem ehemaligen Nato−
Flugplatz in Hahn drei Starts
oder Landungen pro Nacht er-
laubt", so Olaf Si mon von der
dortigen Bürgerinitiative. Die
meisten Flugzeuge seien alt und
machten besonders viel Lärm.
Nach dem Nachtflugverbot in
Frankfurt befürchtendie Anwoh-
ner, dass eine Pistenverlänge-
rung nicht nur die Cargolux an-
ziehen würde. Die beiden ande-
ren deutschen Standorte sind
ebenfalls Konversionsprojekte
von Militär−Flugplätzen. In Zwei-
brücken hoffen die Betreiber,

durch eine Nachtflugerlaubnis
Frachtfirmen anzuziehen, um
endlich rote Zahlen zu schrei-
ben. Bitburg dagegen, von
Luxemburger Politikern ins Ge-
spräch gebracht, verfügt noch
nicht einmal über eine gültige
Genehmigung für den Flugbe-
trieb, geschweige denn über die
notwendigenInfrastrukturen.
Einig sind sich alle Organisa-

tionendarin, dass Nachtflügeka-
tegorisch abzulehnen sind. Wei-
ter heißt es in der Resolution:
"DieFluggesellschaftenundFlug-
platzbetreiber versuchen, Flug-
plätze gegeneinander auszuspie-
len und Nachtflugbetrieb und
Flughafenausbaudurchzusetzen.
Dagegen werden wir uns gemein-
sameinsetzen..."
Unterstützt wird die Resoluti-

on neben den Bürgerinitiativen
durch das "Grüne Euro−Regional-
büro SaarLorLux+", Koorganisa-
tor des Treffens. Die politische
Neutralität ist allerdings ein
heikler Punkt: Immerhin war aus
Frankreich auch das "Groupe-
ment de défense du canton Ver-
ny" anwesend, das betont, an-
ders als das grün angehauchte
"Collectif" politisch neutral zu
sein. Angesichts der vielen Kon-
zessionender deutschen Grünen
ist es fraglich, obihr In−Erschei-
nung−Tretendie Glaubwürdigkeit
der Bewegung erhöht. Die Bil-
dung breiter politischer Bünd-
nisse wird es jedenfalls nicht
vereinfachen, wenn dem Wider-
standgegenNachtflügeder Ruch
einer parteipolitischen Bindung
anhängt.

(RK) − Europaweit organisiert
sich der Widerstand gegen den
Ausbau des Frachtflugverkehrs
und vor allem der Nachtflüge.
Auch in der Großregion stellt
sich das Problem, und sotrafen
sich VertreterInnen von deut-
schen, französischenundluxem-
burgischen Bürgerinitiativen ein
erstes Mal am vergangenen
Samstag in Trier. Dabei wurden
Informationen ausgetauscht und
eine gemeinsame Resolution
verabschiedet.

"Der Auslöser für dieses Tref-
fen", so Ludwig Kewes von"Bür-
ger gegen Nachtflug" aus Bit-
burg, "waren die Expansionsplä-
neder Cargolux, diesichnachei-
nemAusweichflughafen für ihre
Nachtflüge umzusehen begann."
Obwohl der Interessenverein
Hamm−Pulvermühle die Resoluti-
on unterstützt, war keinE Vertre-
terIn anwesend. Deshalb erläu-
terte Viviane Loschetter, Vertre-
terin der Grünen im Gemeinde-
rat Luxemburg, die Situation
hierzulande: "Nacheinemerfolg-
reichen Einspruch von BürgerIn-
nenliegen die Findel−Ausbauplä-
ne erst einmal auf Eis. Es gibt ei-
nen breiten Widerstand vor al-
lemgegen den Frachtflug." Man
müsse wissen, betonte die Grü-
ne, dass der Großteil der Güter
nicht für Luxemburg besti mmt
sei und weitergeflogen werde.

Besteht überhaupt ein
Willein der Politik,
über Sonntagsreden

hinauseine Agrarwende
herbeizuführen?

DasAktionsbündnis
Bio−Landbautestet den
politischen Rinderstall.

(roga) − Hundert Prozent öko-
logischer Landbau müssten in
Luxemburg einrealistisches Ziel
sein. Statt der fünf Prozent, die
vonder Regierungfür 2010ange-
peilt werden, statt der zehn
Prozent, die das kürzlich for-
mierte "Aktionsbündnis Bio−
Landbau" für Luxemburg for-
dert. Dennalle Akteure beteuern
uneingeschränkt, dass ihnen
nichts mehr amHerzenliegt als
die Lebensmittelsicherheit für
alle Bürgerinnen und Bürger.
Und die kann i m Grunde nur
durch vollständige Abkehr von
der chemisch−industriell beein-
flussten Agrarwirtschaft er-
reicht werden.

BSE: Chance oder
Ablenkung?
Die BSE−Krise als Chance für

einen verstärkten Druck auf die
Agraristokratie begreifen: Das
war die Motivation für die bei
vorangegangenen Krisen eher
diskret agierendenVerbändedes
Biolandbaus in Luxemburg, ein
möglichst breites Bündnis hin-
ter die realistische Forderung
nacheinemAnteil vonzehn Pro-
zent BiolandbauimJahr 2010 zu
vereinen. Zwar haben bis dato
16 Organisationen die Plattform
unterstützt, doch fehlt z.B. die
anfangs eingeladene "ULC". Die
war aufgrund kritischer Äuße-
rungen des grünen Abgeordne-
ten Camille Gira unter Er-

klärungsdruckgeraten. Es bleibt
abzuwarten, obauchdie offiziel-
le Verbraucherschutzorganisati-
onendlichFarbe bekennt.
Auf ihrer Homepage (www.

biokuh.lu) präsentiert das Bünd-
nis nicht nurseinePostkartenak-
tion und die fünf Kernforderun-
gen, die da sind: Verankerung
des Biolandbaus als Leitbild i m
novellierten Agrargesetz, attrak-
tive Umstellungsprämien, Förde-
rung der Vermarktungsstruktu-
ren, Berücksichtigung des
Biolandbaus in Forschung, Leh-
re und Beratung undschließlich
die Unterstützung der Bioland-
bauvereine. Darüber hinaus be-
antwortet die Rubrik "Mythen"
kurz und präzise einige "FAQ −
frequentlyasked questions", wie
die nachdemPreis oder der Ver-
lässlichkeit der Bioprodukte.
DochBSEkannals willkomme-

ne Ablenkung von den tiefer-
liegenden Ursachen der Lebens-
mittelunsicherheit genutzt wer-
den. Denn auch nach der BSE−
Krise wirdauf deneuropäischen
Äckern und Wiesen weiterhin
die Chemiekeule eingesetzt wer-
den können, ob subtil versteckt
hinter einer"integrierten" Fassa-
de oder offenauf den plantagen-
artigen Feldern der Großbetrie-
be. Bleibt zu fragen: Beein-
trächtigt die Tatsache, dass in
Luxemburger Altenhei men
Gemüseausindustriellen Betrie-
ben in der Bretagne, in der
Nacht geputzt, zerkleinert und

BIOLANDBAU

Bioküheund Politochsen
verzehrt wird, die Lebensmittel-
sicherheitinLuxemburg weniger
als die doch letztlich geringe
Wahrscheinlichkeit, dass hier-
zulande eine Person an der
Creutzfeld−Jacobs−Krankheit auf-
grund von Rindfleischverzehr
erkrankt?
InFrankreich wirdz.Z. die bri-

tische Hypothese überprüft,
dass Tiermehl nur der Überträ-
ger von BSE gewesenist, die ei-
gentliche Ursache bei m Einsatz
vonspezifischenInsektiziden zu
suchen sei. Sollte sich ein evi-
denter Zusammenhangzwischen
dem Einsatz von chemischen
ProduktenundgefährlichenSeu-
chen herausstellen, wäre eine
Landwirtschaft außerhalb biolo-
gischer Methoden nicht mehr
tragbar.
Dochin Erwartung der nächs-

ten Krise erscheint die bestmög-
licheStrategie, parallel die Nach-
frage und das Angebot bei biolo-
gischen Produkten zu erhöhen.
Was sich letztendlich auf den
Endpreis auswirkt, der ja größ-
tenteils von einer kritischen
Masse beim Konsum abhängt.
Hier ist natürlich die Regierung
am meisten gefordert: Durch
konkrete Fördermaßen kann sie
die umsteigewilligen Landwirte
zu einer raschen Umstellung be-
wegen, durch symbolische Maß-
nahmen, wie z.B. der Ökologisie-
rung von öffentlichen Groß-
küchen, könnte die Akzeptanzin
der Bevölkerung und der siche-
re Absatz von Bioprodukten er-
höht werden. Doch auf beiden
Ebenen ist z.Z. noch Versteck-
spiel angesagt.


